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IM PORTRÄT | Der niederbayerische Abgeordnete Stefan Meyer (CSU)

se wie in Österreich haben“, sagt
er angesichts der aktuellen Regie-
rungsbildung im Nachbarland.

Meyer ist Single. Wenn er von
der Politik abschalten möchte,
schaut er zu Hause mit Freunden
Fußball oder geht zu Spielen des
FC Bayern München in die Alli-
anz Arena. Oder er versucht,
selbst Sport zu machen – seitdem
er nicht mehr aktiv Fußball
spielt, meistens im Fitnessstudio.
Im Winter ist er begeisterter Ski-
fahrer. Viel Zeit verbringt der
Vilshofener auch bei Vereinen
und Verbänden wie der Freiwilli-
gen Feuerwehr – dort fungiert er
meist als Schatzmeister. „‚Du hast
doch bei der Bank gearbeitet‘,
heißt es immer als Begründung“,
sagt er.

Meyer freut sich auf die jetzt be-
ginnende Faschingszeit mit den
vielen Tanzbällen. „Als Kind
mochte ich es nicht, aber jetzt ver-
kleide ich mich oft und gern“, er-
zählt er. Welche Maskerade er
heuer wählt? Das entscheidet er
spontan – je nachdem, was er zu
Hause hat. Ein Klassiker ist sein
Anzug im bayerischen Weiß-Blau.
„Manchmal verkleide ich mich
auch so“, sagt er und grinst, „dass
mich niemand erkennt.“
> DAVID LOHMANN

zeugt. Daher will er auch die jün-
gere Generation von Kur- und
Heilbädern überzeugen und die
Digitalisierung in diesem Bereich
ausbauen.

Daneben gehört Meyer dem
Wissenschaftsausschuss an. Na-
türlich liegt ihm die Stärkung der
niederbayerischen Hochschul-
landschaft am Herzen. Sein Ziel
ist es, die Außencampus der
Fachhochschule Deggendorf und
der Universität Passau auszubau-
en – insbesondere im Bereich di-
gitale Sicherheit. „Durch meine
Initiative haben wir dafür Mittel
aus der Fraktionsreserve bereitge-
stellt“, freut sich der Niederbayer.

Mit Blick auf die bevorstehende
Bundestagswahl fordert Meyer,
das Problem der Migration und
sozialen Sicherheit zu lösen. Die-
se Probleme seien 2015 unter
Kanzlerin Angela Merkel (CDU)
entstanden. Natürlich, räumt
Meyer ein, brauche es aber den
Zuzug von Fachkräften. Doch sei
Deutschland bei der Integration,
zum Beispiel bei Deutschkursen,
„am Limit“. Meyer findet: Diejeni-
gen, die nicht arbeiten wollen,
müssten sanktioniert und die, die
arbeiten wollen, besser gefördert
werden. „Wenn wir das nicht än-
dern, werden wir 2029 Verhältnis-

sel gewesen. „Das Verhältnis ist
aber wieder gut“, versichert Mey-
er.

Im Maximilianeum ist Meyer
zum einen Mitglied im Gesund-
heitsausschuss. „Das mag für ei-
nen Banker überraschend sein“,
sagt er. Er fand es aber folgerich-
tig, da seine Heimat im Bäderdrei-
eck Bad Füssing, Bad Griesbach
und Bad Birnbach liegt. Die Bä-
der sind ein Riesenwirtschaftsfak-
tor in der Region und haben allein
2024 zwei Millionen Übernach-
tungsgäste angezogen.

Der berühmte Papa ist

auch eine Hypothek

Im Gesundheitsausschuss ist
für Meyer das wichtigste Anlie-
gen, die Tourismusförderung von
einer freiwilligen zu einer Pflicht-
aufgabe für die öffentliche Hand
zu machen. Sonst, warnt er,
könnten Kommunen bei schlech-
ter Haushaltslage nicht in den
Tourismus investieren. Darüber
habe er auch schon mit Minister-
präsident Markus Söder (CSU)
gesprochen. „Jeder Euro, den wir
in Gesundheitsprävention inves-
tieren, zahlt sich aus“, ist er über-

2009 Revisor, 2012 absolvierte er
ein Studium zum Bankbetriebs-
wirt, 2019 bildete er sich zum Kre-
ditrevisor weiter. Bis 2023 war er
zehn Jahre lang Leiter der Revisi-
onsabteilung der Raiffeisenbank
Ortenburg-Kirchberg.

Den Beginn seiner politischen
Karriere hat Meyer seinem Über-
zeugungsgeschick zu verdanken.
Bei einem JU-Wettbewerb gelang
es ihm, die meisten neuen Mitglie-
der zu werben. Dadurch wurde er
bekannt und schaffte es so 2011 in
den JU-Landesvorstand. 2014
wurde Meyer in den Stadtrat von
Vilshofen gewählt. Für den Kreis-
tag im Landkreis Passau kandi-
dierte er bewusst erst im Jahr
2020. „Das wäre seltsam gewesen,
wenn der eigene Vater Landrat
ist.“

An den Landtag dachte Meyer
damals noch nicht. Er wollte
draußen bei den Leuten an der
Basis sein. Aber nachdem er bei
der Kreisratswahl parteiübergrei-
fend das siebtbeste Ergebnis er-
zielt hatte, traute er sich 2023 die
Bewerbung zu. Die Kampfkandi-
datur gegen den Abgeordneten
Walter Taubeneder fiel ihm nicht
leicht – 2018 half er ihm noch bei
dessen Wahlkampf. Es sei eben
Zeit für einen Generationenwech-

er beeindruckt gewesen vom da-
maligen Ministerpräsidenten Ed-
mund Stoiber (CSU). „Wie er sich
den jungen Menschen verkauft
hat“, schwärmt er. Das habe ihn
bestärkt, sich bei der CSU stärker
parteipolitisch zu engagieren.

Davor schloss der heute 40-Jäh-
rige aber erst seine Realschulaus-
bildung ab. „Ich war ein schuli-
scher Spätzünder“, erzählt er. An-
schließend begann er eine Ausbil-
dung bei der Bank. Nach seinem
Wehrdienst stieg er schnell auf.
2007 wurde er Bankfachwirt,

Stefan Meyers politische Karrie-
re begann rekordverdächtig früh.
Schon mit 14 Jahren trat der Vils-
hofener in die Junge Union ein.
Wobei es ihm dabei noch weniger
um die Politik als um die gesellige
Seite ging. Beispielsweise fand er
es toll, dass Inlineskatefahrten mit
3000 Besucherinnen und Besu-
chern organisiert wurden. „Aber
so bin ich langsam in das politi-
sche Fahrwasser reingekommen“,
erinnert er sich.

Stefan Meyer (40) hat einen
prominenten Vater: Franz Meyer,
der 18 Jahre für die CSU im Land-
tag saß, Staatssekretär im Finanz-
ministerium war und bis 2020
zwölf Jahre lang Landrat in Pas-
sau. „Ich habe viel von ihm ge-
lernt und bin dadurch zur Politik
gekommen“, sagt er. „Aber“, fügt
er angesichts der ständigen Ver-
gleiche hinzu, „ich bin schon eine
eigenständige Person.“ Allein
schon wegen der gesellschaftli-
chen, politischen und technologi-
schen Veränderungen in den letz-
ten Jahren und Jahrzehnten ma-
che er vieles anders als sein Vater.

Hat er nicht den Drang ver-
spürt, gegen seinen Vater zu rebel-
lieren und beispielsweise den
Grünen beizutreten? „Nein“, sagt
er und lacht. In seiner Jugend sei

Der heilbadbegeisterte Banker

Stefan Meyer im Landtag. FOTO: LOH

FRAKTIONSKLAUSUREN | Was CSU, SPD und AfD im neuen Jahr vorhaben

Im Mittelpunkt steht wie stets das
Thema Migration. Die Fraktions-
vorsitzende Katrin Ebner-Steiner
kündigte an, man wolle ein Volks-
begehren zur Umsetzung eines
„Asylnotstandsgesetzes“ initiie-
ren. Es soll Kommunen die Mög-
lichkeit eröffnen, Asylbewerber
abzulehnen. Sie plädierte dafür,
Asylsuchenden nur noch Sach-
statt Geldleistungen zu gewähren.
Kriminelle Ausländer sollten be-
reits nach der ersten Straftat aus-
gewiesen werden. Im Rahmen ei-
nes „Anti-Islamisierungs-Pakets“
will die AfD radikal gegen den Is-
lamismus vorgehen. „Wir fordern
das Verbot aller Organisationen
des politischen Islams und wollen
islamistischen Doppelstaatlern
die deutsche Staatsbürgerschaft
aberkennen“, erklärte Ebner-Stei-
ner. Der Islamunterricht an baye-
rischen Schulen wird abgelehnt.

Mit Blick auf die Energiepolitik
spricht sich die AfD für eine Rück-
kehr zur Kernenergie aus. Das
bayerische Klimaschutzgesetz soll
abgeschafft werden. In der Famili-
enpolitik fordert die AfD ein Be-
treuungsgehalt für Eltern und
auch für Großeltern, die unter
Dreijährige daheim betreuen.
> JÜRGEN UMLAUFT/TA

sächlich eine Änderung des Klima-
schutzgesetzes mit dem Ziel einer
Verschiebung des Neutralitätsziels
auf 2045 zur Abstimmung stellen,
werde die SPD „da nicht mitma-
chen“. Er machte jedoch deutlich,
dass er es für kein Problem halte,
wenn das Klimaziel mit Blick auf
den Transformationsprozess in der
Autoindustrie abweichend vom
Gesetz erst ein oder zwei Jahre spä-
ter erreicht werde.

Zur Sicherstellung der Kran-
kenhausversorgung in Bayern ver-
langt die SPD von der Staatsregie-
rung, endlich ihren gesetzlichen
Auftrag für eine landesweit koor-
dinierte Planung wahrzunehmen.
„Krankenhausplanung ist Länder-
sache“, betonte die SPD-Gesund-
heitssprecherin Ruth Waldmann.
Aktuell beruhe die Krankenhaus-
struktur im Freistaat auf Beschlüs-
sen aus dem Jahr 1974, die nur
punktuell modifiziert worden sei-
en. Es sei zu wenig, wenn Gesund-
heitsministerin Judith Gerlach
(CSU) den Städten und Landkrei-
sen die Planungsaufgabe übertra-
ge und selbst nur eine „Moderato-
renrolle“ einnehmen wolle.

Die AfD hat nach ihrer Frakti-
onsklausur in Regensburg ihr Pro-
gramm fürs neue Jahr verkündet.

Forschung einsetzen, je zur Hälfte
in den Bereichen Batterietechnik
und Fahrzeugdigitalisierung/Au-
tonomes Fahren. 125 Millionen
Euro sind für die Qualifizierung
der Arbeitnehmer vorgesehen, 25
Millionen für den Aufbau regiona-
ler Transformationsnetzwerke.
Zudem unterstützt die SPD den
von der Staatsregierung geplanten
Transformationsfonds für die
bayerische Automobilindustrie in
Höhe von 100 Millionen Euro.

Neben der Bayern-Milliarde for-
dert die SPD von der Staatsregie-
rung ein klares Bekenntnis zur
E-Mobilität. Für die bayerischen
Automobilbauer und ihre Zuliefe-
rer seien verlässliche Rahmenbe-
dingungen wichtig, erklärte der
SPD-Wirtschaftspolitiker Florian
von Brunn. Die auf dem Welt-
markt längst gefallene Entschei-
dung zugunsten der Elektromobi-
lität dürfe von CSU und Freien
Wählern „nicht ständig aus popu-
listischen Gründen infrage ge-
stellt“ werden.

In Sachen Klimaneutralität be-
steht die SPD auf den gesetzlich
festgeschriebenen Zielen. „Wir ste-
hen zur Klimaneutralität 2040“,
betonte Grießhammer. Sollte die
Staatsregierung im Landtag tat-

ser. Söder erklärte, die Vorberei-
tungen für die Bewerbung seien
bereits angelaufen, ebenso die Ge-
spräche mit der Landeshauptstadt
München. Zudem plant die CSU-
Fraktion eine grundlegende Re-
form des Beschaffungswesens bei
der Feuerwehr. Um Kosten zu sen-
ken und den Verwaltungsaufwand
zu reduzieren, soll es künftig auch
eine landesweit zentralisierte Be-
schaffung für Fahrzeuge und Aus-
rüstung geben. Die Kommunen
könnten dadurch finanziell und
organisatorisch entlastet werden.

Die SPD-Landtagsfraktion hat
auf ihrer Winterklausur in Mün-
chen das Konzept für eine „Bay-
ern-Milliarde“ zur Unterstützung
der Automobilindustrie und ihrer
Zulieferer im Freistaat beschlos-
sen. Die Mittel, die sie aus den
Rücklagen des Freistaats entneh-
men möchte, sollen den Umstieg
auf moderne Elektromotoren und
Batterien „made in Bavaria“ sowie
die Qualifizierung der Beschäftig-
ten in der Branche vorantreiben,
erklärte Fraktionschef Holger
Grießhammer. Mit 500 Millionen
Euro das meiste Geld soll in den
Ausbau der Ladeinfrastruktur für
Elektrofahrzeuge fließen. 250 Mil-
lionen Euro will die SPD in der

nung, genutzt werden dürfen. Die
Sicherheitsgesetze müssten ent-
sprechend geändert werden.

Zur neu aufgeflammten Debatte
um die bayerischen Klimaschutz-
ziele kündigte Söder eine Ände-
rung des Klimaschutzgesetzes an.
Umweltminister Thorsten Glau-
ber (Freie Wähler) sei vom Kabi-
nett beauftragt worden, eine Neu-
fassung mit dem Ziel zu erarbei-
ten, die Klimaneutralität in Bay-
ern erst 2045 verpflichtend zu er-
reichen. Bisher steht 2040 im Ge-
setz. Man müsse die Vorgabe an
geänderte Rahmenbedingungen
wie den Atomausstieg anpassen,
erläuterte Söder. Eine völlige Auf-
gabe der Klimaneutralität, wie sie
Wirtschaftsminister Hubert Ai-
wanger (Freie Wähler) ins Spiel
gebracht hatte, lehnte Söder aus-
drücklich ab. „Es bleibt bei einem
Klimaziel“, betonte er.

Ernst machen will die CSU mit
der bayerischen Olympiabewer-
bung 2040 am Standort München.
„Wir halten das für eine gute Sa-
che und werden uns bewerben“,
kündigte Söder an. Unterstützung
erfuhr er in Banz vom Präsidenten
des Landes-Sportverbandes, Jörg
Ammon. „Bayern kann das und
Bayern will das“, versicherte die-

Die CSU-Landtagsfraktion
will mit konsequentem Han-

deln das Vertrauen der Bevölke-
rung in die Politik zurückgewin-
nen. Auf ihrer Klausurtagung im
oberfränkischen Kloster Banz
fasste die Fraktion mehrere Be-
schlüsse zu den Themen Wirt-
schaft, innere und äußere Sicher-
heit sowie Migration. Ergänzend
erklärte Fraktionschef Klaus Ho-
letschek, man dürfe die „soziale
Frage nicht aus den Augen verlie-
ren“. Er nannte die Sicherstellung
der Krankenhausversorgung und
den Ausbau der Pflegestrukturen.
Auf Bundesebene setzt die CSU
auf die Umsetzung ihres Konzepts
der Mütterrente. Insgesamt müss-
ten bei den Sozialleistungen aber
Prioritäten gesetzt werden, beton-
te Holetschek. „Wir müssen
hauptsächlich denen helfen, die
wirklich der Hilfe bedürfen.“ Für
alle anderen müsse gelten, wer
vom Staat eine Leistung wolle,
müsse auch eine Gegenleistung
erbringen.

Unter dem Eindruck der bevor-
stehenden Bundestagswahl stand
die Grundsatzrede von Minister-
präsident Markus Söder. In der
Wirtschaftspolitik forderte er nied-
rigere Steuern vor allem für den
Mittelstand sowie eine Erhöhung
der Pendlerpauschale. Einzelhei-
ten zur jeweiligen Höhe nannte Sö-
der nicht. Zudem müssten das Bür-
gergeld und das Heizungsgesetz
abgeschafft werden. Die CSU stehe
„pro Leistung, pro Innovation, pro
Auto, pro Kernenergie“, aber
„Kontra Ideologie und Verbote,
Kontra Umverteilung, Kontra
links-grünen Neid“, umriss Söder
sein Programm. In der Migrations-
politik brauche es ein „klares Kon-
zept“ der Begrenzung und eine
„harte Hand“ mit Zurückweisun-
gen an den Grenzen und der Ab-
schiebung von Straftätern.

Beim Thema innere Sicherheit
sprach sich Söder für eine stärkere
Überwachung von Bahnhöfen
aus. Diese seien das „Eingangstor
zu unseren Städten“ und dürften
nicht zu Drogen- oder Kriminali-
tätsschwerpunkten werden. Des-
halb brauche es dort mehr Bun-
despolizei. 10 000 zusätzliche
Stellen müssten geschaffen wer-
den, auch für intensivere Grenz-
kontrollen. Zudem will Söder
mehr bayerische Polizeikräfte „in
Uniform und zivil“ ins Umfeld der
Bahnhöfe schicken und mehr
Überwachungskameras installie-
ren. Diese sollen dann auch für ei-
nen „biometrischen Datenab-
gleich“, also die Gesichtserken-

Mehr Polizei, Geld für E-Autos, Asyl-Volksbegehren

Markus Söder und Fraktionschef Klaus Holetschek nach der CSU-Klausur. FOTO: DPA/DANIEL VOGL

Die AfD-Fraktion in Regensburg. Vorn Fraktionschefin Katrin Ebner-Steiner
und ihr Vize Martin Böhm (6. und 4. von rechts). FOTO: AFD

SPD-Fraktionschef Grieshammer mit Ruth Waldmann. FOTO: STEFAN BRIX


